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Die Einkommen

W as sind uns die
Abgeordneten wert?
W as ist die Arbeit eines Bundestagsabgeordneten wert? So viel wie die

eines 29-jährigen Polizisten in Darmstadt (2.343 Euro)? Die eines 33-jähri-

gen Börsenanalysten in Frankfurt (8.950 Euro)? Oder die 6.878 Euro, die

das Gesetz zurzeit für die Höhe der Diäten vorschreibt? Der Polizist würde

sein Einkommen sicherlich gern mit dem der Politiker tauschen. Aber auch

den Stress in 70- bis 120-Stunden-Wochen? Die Verantwortung für

Entscheidungen über Krieg und Frieden und für Milliarden-Haushalte?

Würde auch der Börsenprofi auf ein Viertel seines Gehaltes verzichten, um

noch mehr arbeiten zu müssen – auch am Wochenende? Um dabei stets

Zielscheibe der Kritik zu sein? Und sich nach vier Jahren vielleicht einen

neuen Job suchen zu müssen? Viele Fragen auf einem stets umstrittenen Feld. 

W enn aus Kandidaten Abgeordnete
werden, dann sollen sie Vertreter des
ganzen Volkes sein und nur ihrem Ge-
wissen folgen. Nicht ihrem bisherigen
Arbeitgeber. Nicht irgendwelchen
Geldgebern, die sich davon Vorteile
versprechen. Parlamentarier sollen
nicht käuflich sein. Das heißt auf der
anderen Seite aber auch, dass eine
neutrale Stelle sie angemessen be-
zahlen muss. Am besten kann dies
natürlich der Staat, so wie er es bei
unabhängigen Beamten und neutra-
len Richtern auch tut. Was läge also
näher, als sich für die Höhe der Diä-
ten (1) eine Besoldungsgruppe zu
suchen, die mit Arbeitsaufwand
und/oder Bedeutung einigermaßen
vergleichbar ist, und die Einkommen
der Abgeordneten einfach daran an-
zuhängen? Mit diesem Schritt könnte
man die erregten Debatten auf lange
Sicht eindämmen, die mit jeder Er-
höhung der Diäten neu aufbrechen. 
Nicht von ungefähr hatte der Bun-

destag im Mai 1958 die Aufwand-
sentschädigung an die Beamtenbe-
soldung gebunden. Das lief auf eine
Automatik hinaus: In dem Maß, in
dem die Staatsdiener mehr erhielten,
wuchsen auch die Einkünfte der Volks-
vertreter. Der Abgeordnete erhielt als
„Grunddiät“ 22,5 Prozent des Amts-

(1) Diäten
Der Begriff wird auf das lateinische Wort

für „Tag“ („dies“) zurückgeführt und erin-

nert daran, dass Vertreter ursprünglich für

die Zeit, die sie wegen der Wahrnehmung

ihres Mandates ihrem Beruf nicht nachge-

hen konnten, so genannte „Tagegelder“

erhielten. Damit hängt zusammen, dass

sich der Begriff „Diäten“ in Verfassung

und Diätengesetzgebung nicht findet,

sondern dort immer nur von „Entschädi-

gung“ gesprochen wird. 1975 stellte das

Verfassungsgericht jedoch fest, dass die

W ahrnehmung des Mandates längst ein

Full-Time-Job geworden war. Die Diäten

seien daher „nicht mehr bloß eine echte

Aufwandsentschädigung“, sondern ein

„Entgelt für die Inanspruchnahme des

Abgeordneten durch sein zur Haupt-

beschäftigung gewordenes Mandat“. Die

Entschädigung sei so zu bemessen, dass

sie „eine Lebensführung gestattet, die der

Bedeutung des Amtes angemessen ist“.

Und weil es sich um ein Einkommen han-

dele, sei es auch zu besteuern. Steuerfrei

bleiben könne eine daneben bestehende

echte Aufwandsentschädigung für den

mit dem Mandat verbundenen beson-

deren Aufwand.

(2) Bundesverfassungs-
gericht

Das höchste deutsche Gericht entschei-

det nicht nur über Verfassungsbeschwer-

den, die Bürger einlegen, weil sie sich

durch staatliches Handeln in ihren Grund-

rechten verletzt fühlen. Das Verfassungs-

gericht ist auch die letzte Instanz, wenn es

darum geht, Gesetze auf ihre Verfas-

sungsmäßigkeit zu überprüfen. Der Bun-

destag hat zwar die letzte Kompetenz,

Gesetze zu beschließen, doch das Verfas-

sungsgericht kann diese anders inter-

pretieren oder auch für unwirksam

erklären, wenn die Richter zu der

Überzeugung gelangen, dass diese gegen

die Verfassung verstoßen. Deshalb konn-

te das Verfassungsgericht dem Bundestag

auch vorgeben, wie er die Diäten zu

beschließen hat. 

(3) Mandat
Im Grunde heißt „Mandat“ so viel wie

„Auftrag“, wenn die Vereinten Nationen

also einen Einsatz „mandatieren“, dann

erteilen sie den Staaten einen Auftrag, im

Namen der Völkergemeinschaft zu han-

deln. Genau so handeln die Mandats-

träger, also die Abgeordneten im Bun-

destag, im Auftrag der Wähler. Sie sind

also Beauftragte des Volkes. Das freie

Mandat in den modernen demokrati-

schen Verfassungen bedeutet, dass die

Abgeordneten nur ihrem Gewissen un-

terworfen sind und keinen speziellen

W eisungen zu folgen haben. Mandats-

träger erhalten für ihre Arbeit im Bun-

destag einen Auftrag auf Zeit, er erlischt

automatisch mit der Konstituierung des

neuen Bundestages – es sei denn, das

Mandat ist durch Wiederwahl erneuert

worden.

(4) Zeitaufwand
Kein Schüler käme auf den Gedanken, die

Arbeitszeit seines Lehrers allein auf die

drei oder vier Stunden zu beschränken,

die er ihn pro Woche sieht, niemand

bezieht die Arbeitszeit eines Priesters nur

auf dessen Anwesenheit beim Sonntags-

gottesdienst. Aber bei Abgeordneten

wird häufig angenommen, ihr einziger

Job sei, alle paar Tage mal ein paar Stun-

den im Plenarsaal zu sitzen – und dort

häufig auch noch zu fehlen. Die Plenar-

sitzungen sind in Wirklichkeit nur die

winzige Spitze eines riesigen Zeitberges.

Viele Gremiensitzungen beginnen bereits

um oder sogar vor acht Uhr morgens, es

gibt Treffen mit Experten, mit Vertretern

anderer Parteien, mit Betroffenen, mit

Mitarbeitern der Ministerien, um Gesetze

gründlich vorzubereiten. Das zieht sich

über Sitzungen in Arbeitskreisen, Aus-

schüssen, Kommissionen, Fraktionen oft

bis tief in die Nacht hin. Und dann kom-

men noch die Verpflichtungen im

W ahlkreis, die oft das Wochenende mit in

Beschlag nehmen (siehe auch S. 22 – 23).

gehaltes eines Bundesministers (da-
mals 1.100 Mark im Monat). Doch
das Bundesverfassungsgericht (2)
entschied sich am 5. November 1975
gegen jede Koppelung. Das Verfas-
sungsgericht räumte ein, möglicher-
weise sei es ja praktischer, die Höhe
der Abgeordnetenentschädigung in
Prozentsätzen an ein Beamtengehalt
anzuhängen. Ein solches Vorgehen
wäre nach Meinung der Richter aber
ein Versuch, „das Parlament der Not-
wendigkeit zu entheben, jede Verän-
derung in der Höhe der Entschädi-
gung im Plenum zu diskutieren und
vor den Augen der Öffentlichkeit dar-
über als einer selbstständigen politi-
schen Frage zu entscheiden“. 
Dieser Urteilstext war verfassungs-

rechtlich eindeutig – in der politi-
schen Praxis jedoch ein schwer-
wiegendes Handicap, das in der
Öffentlichkeit bald zu einer
stimmungsgeladenen Unterstellung
führte: „Selbstbedienung“. Die darin
mitschwingende Vermutung: Bun-
destagsabgeordnete nähmen sich das
Recht heraus, selbst zu bestimmen,
wie viel sie sich als Einkommen von
den Steuergeldern der Bürger in die
eigene Tasche steckten. Kein Wort
mehr davon, dass der Bundestag
dazu vom Verfassungsgericht aus-

drücklich verpflichtet worden war.
Die logische Folge des Urteils war ein
dreifacher Druck auf die Abgeordne-
ten: Zum einen verpflichtet sie das
Grundgesetz in Artikel 48, für eine
„angemessene, ihre Unabhängigkeit
sichernde Entschädigung“ der Mit-
glieder des Bundestages zu sorgen,
die Diäten also nicht so unattraktiv
zu machen, dass sie auf viele ab-
schreckend wirken, ihren Beruf vorü-
bergehend für die Übernahme eines
Mandats (3) aufzugeben. Zum
Zweiten geht die allgemeine Preis-
und Einkommensentwicklung wei-
ter, wird das Leben auch für Parla-
mentarier und ihre Familien teurer,
müssen sie für Personal und Arbeits-
material auch immer mehr ausge-
ben. Zum Dritten aber ist es nur
natürlich, dass die „Augen der Öf-
fentlichkeit“ jede Erhöhung in eige-
ner Sache zu einer eher peinlichen
Angelegenheit machen. 
Die traditionelle deutsche Menta-

lität einer extremen „Zurückhaltung“
in Sachen Einkommen lässt daraus
beinahe eine Zumutung werden. Man
stelle sich vor: Die Geschäftsführung
einer Bank würde jede Gehaltser-
höhung im Vorhinein allen Kunden
mitteilen. Oder die Chefredaktion ei-
nes Magazins müsste in jeder Ausga-

be den Lesern erläutern, wie viel jedes
Mitglied verdient. Möglicherweise
gäbe es erstaunliche Einsichten, wenn
der Fernsehkommentator vor seiner
Kritik an den Abgeordnetendiäten sei-
ne eigenen Einkünfte und Altersabsi-
cherungen darlegen sollte. 
Also ging der Bundestag immer

wieder mit gutem Beispiel voran:
Statt der allgemeinen Lohnentwick-
lung zu folgen, setzte er Jahr für Jahr
fällige Erhöhungen aus. Nach den
Umstellungen der Diäten auf Grund
des Verfassungsgerichtsurteiles
„gönnten“ sich die Abgeordneten
1977 genau 7.500 Mark im Monat
(kein Urlaubs-, kein Weihnachtsgeld)
– unter heftigen Vorwürfen in der ver-
öffentlichten Meinung. 1978 stiegen
die Lebenshaltungskosten und die
Löhne und Gehälter, aber nicht die
Diäten, 1979 war es genauso, und
1980 auch, und 1981, und auch
1982. Das läpperte sich.
Im Herbst 1983 musste der Bun-

destagspräsident in seinem Bericht
über die „Angemessenheit der Ent-
schädigung“ feststellen, dass die Ein-
kommen in Handel und Industrie seit
1977 um 45,2 Prozent gestiegen wa-
ren, im öffentlichen Dienst um 34
Prozent, die Renten um 38,7 Prozent
und die Lebenshaltungskosten um

Zum Vergleich:
Was Leute verdienen

7.243

2.343

2.556

8.600

1.020 bis 1.500

6.400

6.878

8.950

2.085

6.625

2.200

Fluglotse, 28 Jahre

Polizist, 29 Jahre

Verfassungsschützer, 33 Jahre

Unternehmensberaterin, 36 Jahre

Winzer, 25 Jahre

Diskjockey, 33 Jahre

Bundestagsabgeordneter, 51 Jahre

Börsenanalyst, 33 Jahre

Hebamme, 26 Jahre

Bankdirektor, 45 Jahre

Brummi-Fahrer, 45 Jahre

Monatsgehälter, brutto

Angaben in Euro


